
Liefer- und Verkaufsbedingungen
(Diese Liefer- und Verkaufsbedingungen sind Bestandteil des Kaufvertrages.)

I. KAUFGEGENSTAND
Eine Abweichung von der bestellten Ausführung des
Kraftfahrzeuges ist zulässig, wenn es sich um eine
dem Käufer zumutbare Änderung oder Abweichung
handelt, die geringfügig und sachlich gerechtfertigt ist
(serienmäßige Abweichung in Form und Konstruktion
sowie geringfügige Farbabweichungen), sofern diese
Abweichung bzw. Änderung nicht steuerliche oder
versicherungsmäßige Nachteile für den Käufer zur
Folge hat.

II. ÜBERGABE BZW. ÜBERNAHME
1. Der Ort der Übergabe bzw. Übernahme des Fahrzeu-

ges ist der Firmensitz des Verkäufers
oder das von ihm bezeichnete Auslieferungslager in

________________________________________.

2. Hat der Verkäufer den Käufer verständigt, dass das
bestellte Kraftfahrzeug zur Abholung bereitgestellt
ist, so ist der Käufer verpflichtet, das Fahrzeug binnen
10 Tagen ab Erhalt der Verständigung am oben be-
zeichneten Ort abzuholen.

3. Mit dem Zeitpunkt des fruchtlosen Ablaufes der Über-
nahmefrist bzw. im Falle der Übergabe bzw. Über-
nahme des Fahrzeuges spätestens mit diesem
Zeitpunkt geht die mit dem Besitz des Fahrzeuges
verbundene Last und Gefahr auf den Käufer über. Der
Verkäufer haftet nach fruchtlosem Ablauf der Über-
nahmefrist nicht für Beschädigung oder Verlust des
Fahrzeuges, es sei denn, dass die Beschädigung
oder der Verlust von ihm oder einer Person, für die
er einzustehen hat, vorsätzlich oder grob fahrlässig
verschuldet wurde.

4. Für den Fall der nicht rechtzeitigen Abnahme des
Fahrzeuges ist der Verkäufer berechtigt, ein ange-
messenes Standgeld zu verrechnen.

5. Der Käufer ist verpflichtet, bei Übernahme des Fahr-
zeuges zu prüfen, ob es seiner Bestellung entspricht.
Ist dies der Fall, so hat er dies bei Übernahme des
Fahrzeuges zu bestätigen. Er hat allfällige offene
Mängel des Fahrzeuges sofort zu rügen. Im übrigen
gelten hinsichtlich allfälliger Mängel des Fahrzeuges
die Gewährleistungsbestimmungen gemäß Punkt VII.

III. KAUFPREIS
1. Zahlungen des Käufers werden zuerst auf Nebenspe-

sen, dann auf Zinsen und zuletzt auf Kapital verrechnet.
2. Das Recht des Käufers, seine Kaufpreisschuld durch

Aufrechnung von Gegenforderungen aufzuheben,
wird ausgeschlossen. Dies gilt nicht für den Fall der
Zahlungsunfähigkeit des Verkäufers, oder fur̈ Gegen-
forderungen, die im rechtlichen Zusammenhang mit
der Verbindlichkeit des Käufers stehen, die gericht-
lich festgestellt oder die vom Verkäufer anerkannt
worden sind.

IV. AUFLÖSUNG DES KAUFVERTRAGES 
AUS VERSCHULDEN DES KÄUFERS
Wird der Vertrag aus dem Verschulden des Käufers auf-
gelöst, so kann der Verkäufer vom Käufer als Ersatz
einen Vergütungsbetrag in Höhe von 10% des Kaufprei-
ses oder den gesetzlichen Schadenersatzbetrag bean-
spruchen.

V. ERSATZLIEFERUNG
Wenn der Käufer in Annahmeverzug kommt, ist der Ver-
käufer berechtigt, über den Kaufgegenstand frei zu
verfügen und an seiner Stelle einen gleichartigen Kauf-
gegenstand zu liefern (Punkt II.4. der Liefer- und Ver-
kaufsbedingungen bleibt davon unberührt).

VI. EIGENTUMSVORBEHALT
Der Kaufgegenstand bleibt bis zur vollständigen Bezah-
lung des gesamten Kaufpreises samt Nebenspesen im
Eigentum des Verkäufers. Für den Fall, dass der Käufer
vor vollständiger Bezahlung des Kaufpreises das Fahr-
zeug ausgefolgt erhält, verpflichtet er sich bis zur 
vollständigen Bezahlung des Kaufpreises eine Vollkas-
koversicherung abzuschließen.

1. Der Käufer ist nicht berechtigt, Verfügungen welcher
Art immer, über den unter Eigentumsvorbehalt des
Verkäufers stehenden Kaufgegenstand zu treffen.

2. Der Käufer hat den Verkäufer sogleich zu verständi-
gen, falls von Dritten auf den Kaufgegenstand ge -
griffen wird (z.B. Exekutionsführung auf den
Kaufgegenstand).

VII. GEWÄHRLEISTUNG
1. Ansprüche des Käufers wegen Mängeln verjähren

entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen in
zwei Jahren ab Auslieferung des Kaufgegenstandes.
Zeigt sich innerhalb von einem Jahr ab Auslieferung
ein Mangel, so wird vermutet, dass der Kaufgegen-
stand bereits bei Auslieferung mangelhaft war, es sei
denn, diese Vermutung ist mit der Art des Mangels
nicht vereinbar.
Beschränkt auf die Geltendmachung von Mängelbe-
seitigungsansprüchen gilt diese Vermutung auch
dann, wenn sich ein Mangel erstmals nach Ablauf
eines Jahres, aber vor Ablauf von zwei Jahren nach
Auslieferung zeigt.
Ansprüche wegen Mängel bestehen nicht, wenn der
Mangel oder Schaden auf natürlichen Verschleiß
zurückzuführen ist oder dadurch entstanden ist, dass
– der Käufer einen Mangel nicht unverzüglich nach

Entdeckung angezeigt hat oder
– der Kaufgegenstand unsachgemäß behandelt oder

überbeansprucht worden ist, z.B. bei motorsportli-
chen Wettbewerben oder

– der Kaufgegenstand zuvor in einem Betrieb, der fur̈
den Käufer erkennbar vom Hersteller für die Be-
treuung nicht anerkannt war, unsachgemäß in-
standgesetzt, gewartet oder gepflegt worden ist
und der Käufer dies erkennen musste oder

– in den Kaufgegenstand Teile eingebaut worden
sind, deren Verwendung der Hersteller nicht ge-
nehmigt hat oder der Kaufgegenstand oder Teile
davon (z.B. Software) in einer vom Hersteller nicht
genehmigten Weise verändert worden ist oder

– der Käufer die Vorschriften über die Behandlung,
Wartung und Pflege des Kaufgegenstandes (z.B.
Betriebsanleitung) nicht befolgt hat.

Bei arglistigem Verschweigen von Mängeln oder der
Übernahme einer Garantie für die Beschaffenheit
bleiben weitergehende Ansprüche unberührt.

2. Für die Abwicklung einer Mängelbeseitigung gilt fol-
gendes:
a) Ansprüche auf Mängelbeseitigung kann der Käufer

beim Verkäufer oder bei anderen, vom Hersteller
für die Betreuung des Kaufgegenstandes aner-
kannten Betrieben geltend machen; im letzteren
Fall hat der Käufer den Verkäufer hiervon zu unter-
richten. Bei mun̈dlichen Anzeigen von Anspruc̈hen
ist dem Käufer eine schriftliche Bestätigung über
den Eingang der Anzeige auszuhändigen.

b) Wird der Kaufgegenstand wegen eines Mangels
betriebsunfähig, hat sich der Käufer an den, dem
Ort des betriebsunfähigen Kaufgegenstandes
nächstgelegenen, vom Hersteller für die Betreu-
ung des Kaufgegenstandes anerkannten, dienst-
bereiten Betrieb zu wenden.

c) Ersetzte Teile werden Eigentum des Verkäufers.
d) Für die zur Mängelbeseitigung eingebauten Teile

kann der Käufer bis zum Ablauf der Verjährungs-
frist des Kaufgegenstandes Mängelansprüche auf-
grund des Kaufvertrags geltend machen.

3. Durch Eigentumswechsel am Kaufgegenstand wer-
den Mängelbeseitigungsansprüche nicht berührt.

VIII. ERWEITERTES RÜCKTRITTSRECHT 
FÜR VERBRAUCHER
1. Ist der Käufer hinsichtlich des gegenständlichen

Rechtsgeschäftes Verbraucher im Sinne der Bestim-
mungen des Konsumentenschutzgesetzes, so kann
er, falls die im Konsumentenschutzgesetz bestimmten
Voraussetzungen vorliegen, nach Maßgaben der 
Bestimmungen dieses Gesetzes vom Vertrag
zurücktreten.

2. Rücktrittsrecht gemäß § 3 Konsumentenschutz -
gesetz (KSchG):

(1) Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung weder
in den vom Unternehmer für seine geschäftlichen
Zwecke dauernd benützten Räumen noch bei einem
von diesem dafür auf einer Messe oder einem Markt
benützten Stand abgegeben, so kann er von seinem
Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Die-
ser Ruc̈ktritt kann bis zum Zustandekommen des Ver-
trages oder danach binnen 14 Tagen erklärt werden.
Der Lauf dieser Frist beginnt mit der Ausfolgung
einer Urkunde, die zumindest den Namen und die
Anschrift des Unternehmers, die zur Identifizierung
des Vertrags notwendigen Angaben sowie eine Be-
lehrung über das Rücktrittsrecht, die Rücktrittsfrist
und die Vorgangsweise für die Ausübung des
Rücktrittsrechts enthält, an den Verbraucher, frühes-
tens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrags,
bei Kaufverträgen über Waren mit dem Tag, an dem
der Verbraucher den Besitz an der Ware erlangt. Ist
die Ausfolgung einer solchen Urkunde unterblieben,
so steht dem Verbraucher das Ruc̈ktrittsrecht fur̈ eine
Frist von 12 Monaten und 14 Tagen ab Vertragsab-
schluss bzw. Warenlieferung zu; wenn der Unterneh-
mer die Urkundenausfolgung innerhalb von 12
Monaten ab dem Fristbeginn nachholt, so endet die
verlängerte Rücktrittsfrist 14 Tage nach dem Zeit-
punkt zu dem der Verbraucher die Urkunde erhält.

(2) Das Ruc̈ktrittsrecht besteht auch dann, wenn der Un-
ternehmer oder ein mit ihm zusammenwirkender Drit-
ter den Verbraucher im Rahmen einer Werbefahrt,
einer Ausflugsfahrt oder einer ähnlichen Veranstal-
tung oder durch persönliches, individuelles Anspre-
chen auf der Straße in die vom Unternehmer für
seine geschäftlichen Zwecke benützten Räume ge-
bracht hat.

(3) Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,
1.  wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit

dem Unternehmer oder dessen Beauftragten
zwecks Schließung dieses Vertrages angebahnt
hat,

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine
Besprechungen zwischen den Beteiligten oder
ihren Beauftragten vorangegangen sind oder

3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leis-
tungen sofort zu erbringen sind, wenn sie ub̈licher-
weise von Unternehmern außerhalb ihrer
Geschäftsräume geschlossen werden und das ver-
einbarte Entgelt 25 Euro, oder wenn das Unterneh-
men nach seiner Natur nicht in ständigen
Geschäftsräumen betrieben wird und das Entgelt
50 Euro nicht übersteigt

4. bei Verträgen, die dem Fern- und Auswärtsge-
schäfte-Gesetz unterliegen, oder

5. bei Vertragserklärungen, die der Verbraucher in
körperlicher Abwesenheit des Unternehmers ab-
gegeben hat, es sei denn, dass er dazu vom 
Unternehmer gedrängt worden ist.

(4) Die Erklärung des Rücktritts ist an keine bestimmte
Form gebunden. Die Rücktrittsfrist ist gewahrt, wenn
die Rücktrittserklärung innerhalb der Frist abgesen-
det wird.

(5) Der Verbraucher kann ferner von seinem Vertrags-
antrag oder vom Vertrag zurücktreten, wenn der 
Unternehmer gegen die gewerberechtlichen Rege-
lungen über das Sammeln und die Entgegennahme
von Bestellungen auf Dienstleistungen (§ 54 GewO
1994), über das Aufsuchen von Privatpersonen und
Werbeveranstaltungen (§ 57 GewO 1994) oder über
die Entgegennahme von Bestellungen auf Waren von
Privatpersonen (§ 59 GewO 1994) verstoßen hat. Die
Bestimmungen des § 3 Abs. 1, § 3 Abs. 3 Z 4 und 5
und § 3 Abs. 4 sind auch auf dieses Rücktrittsrecht
anzuwenden. Dieses steht dem Verbraucher auch in
den Fällen des § 3 Abs. 3 Z 1 bis 3 zu.

3. §3a KSchG (gekürzte Fassung)
Der Verbraucher kann von seinem Vertragsantrag oder
vom Vertrag zurücktreten, wenn ohne seine Veranlas-
sung für seine Einwilligung maßgebliche Umstände, die
der Unternehmer im Zuge der Vertragsverhandlungen
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als wahrscheinlich dargestellt hat, nicht oder nur in er-
heblich geringerem Ausmaß eintreten.
Maßgebliche Umstände sind:
– Die Erwartung der Mitwirkung oder Zustimmung

eines Dritten, die erforderlich ist, damit die Leistung
des Unternehmers erbracht oder vom Verbraucher
verwendet werden kann.

– Die Aussicht auf steuerrechtliche Vorteile.
– Die Aussicht auf einen Kredit.

Der Rücktritt kann binnen einer Woche erklärt werden.
Die Frist beginnt zu laufen, sobald für den Verbraucher
erkennbar ist, dass die oben genannten Umstände nicht
oder nur in erheblich geringerem Ausmaß eintreten. Das
Ruc̈ktrittsrecht erlischt spätestens einen Monat nach der
vollständigen Erfüllung des Vertrags durch beide Ver-
tragspartner, bei Bankverträgen mit einer ein Jahr über-
steigenden Vertragsdauer spätestens einen Monat nach
dem Zustandekommen des Vertrags.

Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,
wenn
– er bereits bei der Vertragsverhandlung wusste oder

wissen musste, dass die maßgeblichen Umstände
nicht oder nur in erheblich geringerem Ausmaß ein-
treten werden,

– der Ausschluss des Rücktrittsrechtes im Einzelnen
ausgehandelt worden ist oder

– der Unternehmer sich zu einer angemessenen An-
passung des Vertrags bereit erklärt hat.

Für die Formerfordernisse der Rücktrittserklärung gilt
das oben unter § 3 KSchG Ausgeführte.

IX. WIDERRUFSRECHT GEMÄSS § 11 FAGG
(Fern- und Auswärtsgeschäfte-Gesetz)
Sofern der Käufer Verbraucher im Sinne des § 1 KSchG
ist, hat er im Fall des Vertragsschlusses im Wege des
Fernabsatzes oder außerhalb von Geschäftsräumen ein
14-tägiges Widerrufsrecht. Verbraucher ist gemäß § 1
KSchG jede natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft
zu Zwecken abschließt, die nicht zum Betrieb ihres Un-
ternehmens gehören.
Vertragsabschluss im Wege des Fernabsatzes meint
jeden Vertrag, der zwischen einem Unternehmer und
einem Verbraucher ohne gleichzeitige körperliche An-
wesenheit des Unternehmers und des Verbrauchers im
Rahmen eines für den Fernabsatz organisierten Ver-
triebs- oder Dienstleistungssystems geschlossen wird,
wobei bis einschließlich des Zustandekommens des
Vertrags ausschließlich Fernkommunikationsmittel ver-
wendet werden;

Widerrufsbelehrung:
Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne An-
gabe von Gründen den Vertrag zu widerrufen.
Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag an
dem Sie oder ein von Ihnen benannter Dritter, der nicht
der Beförderer ist, das Fahrzeug in Besitz genommen
haben bzw. hat.
Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns mit-
tels einer eindeutigen Erklärung (z.B. ein mit der Post
versandter Brief, Telefax oder E-Mail) über Ihren Ent-
schluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie
können dafür das beigefügte Muster-Widerrufsformular
verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben ist.
Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie
die Mitteilung über die Ausübung des Widerrufsrechts
vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden. 

Folgen des Widerrufs
Wenn Sie den Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle
Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten haben, ein-
schließlich der Lieferkosten (mit Ausnahme der zusätz-
lichen Kosten, die sich daraus ergeben, dass Sie eine
andere Art der Lieferung als die von uns angebotene,
günstigste Standardlieferung gewählt haben),
unverzüglich und spätestens binnen vierzehn Tagen ab
dem Tag zurückzuzahlen, an dem die Mitteilung über
Ihren Widerruf des Vertrags bei uns eingegangen ist. Für
diese Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungs-
mittel, das Sie bei der ursprünglichen Transaktion ein-
gesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen wurde
ausdrücklich etwas anderes vereinbart; in keinem Fall
werden Ihnen wegen dieser Rückzahlung Entgelte be-
rechnet. 
Die Rückzahlung kann verweigert werden, bis wir die
Ware wieder zurückerhalten haben oder bis Sie den
Nachweis erbracht haben, dass Sie die Waren zurückge-
sandt haben, je nachdem, welches der fruḧere Zeitpunkt
ist. Sie haben die Ware unverzüglich und in jedem Fall
spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag, an dem
Sie uns ub̈er den Widerruf des Vertrags unterrichten, an
uns zuruc̈kzusenden oder zu ub̈ergeben. Die Frist ist ge-
wahrt, wenn Sie die Ware vor Ablauf der Frist von vier-
zehn Tagen absenden.
Sie tragen die unmittelbaren Kosten der Rücksendung
bzw. Rückstellung der Ware.
Sie mus̈sen fur̈ einen etwaigen Wertverlust der Ware nur
aufkommen, wenn dieser Wertverlust auf einen zur
Prüfung der Beschaffenheit, Eigenschaften und Funkti-
onsweise der Ware nicht notwendigen Umgang zurück -
zuführen ist.

IX. SONSTIGE VERTRAGSBESTIMMUNGEN
1. Ändert der Käufer vor Übernehmen des Kraftfahrzeu-

ges seine Adresse, so ist er verpflichtet, die An-
schriftsänderung dem Verkäufer bekanntzugeben.

2. Verabsäumt der Käufer die Bekanntgabe der Adres-
senänderung, so trägt er das Risiko, wenn er eine
Verständigung des Verkäufers nicht erhält. Rechtsge-
schäftliche Erklärungen des Verkäufers gegenüber
dem Käufer gelten als erfolgt, wenn sie an die dem
Verkäufer zuletzt bekannt gegebene Adresse des
Käufers gerichtet wurden.

3. Der Käufer erteilt seine Zustimmung, dass die im
Kaufvertrag enthaltenen, persönliche Daten vom Ver-
käufer automationsunterstützt verarbeitet und über-
mittelt werden dürfen.

Ich (Wir) bestätige(n), eine Kopie des Kaufvertrags
samt Geschäftsbedingungen mit Belehrung über das
erweiterte Rücktrittsrecht gemäß Punkt VIII. erhalten
zu haben.

Ich (Wir) bestätige(n), durch meine (unsere) Unter-
schrift, dass die im umseits und oben stehenden 
Vertragstext fettgedruckten Vertragsbedingungen
zwischen mir (uns) und dem Verkäufer bzw. dessen
Bevollmächtigten (Vertreter, Dienstnehmer) aus -
drücklich besprochen und ausgehandelt wurden, und
zwar insbesondere die Bestimmungen über die Abän-
derung des Kaufgegenstandes von der bestellten
Ausführung (Punkt I. der Liefer- und Verkaufsbedin-
gungen).

Ort

Datum

Unterschrift Käufer
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